
 
 
Rechtslage: BGH erklärt Schönheitsrep.-klauseln für unwirksam  
 
Am 18.03.2015 erklärte der BGH in mehreren Urteilen zahlreiche  
Schönheitsreparatur-klauseln für unwirksam und änderte dabei elementar seine  
bisherige Rechtsprechung.Im Wesentlichen bedeuten diese Urteile:  
 
1. Sämtliche formularmäßige Quotenabgeltungsklauseln sind unwirksam.  
2. Die formularmäßige Übertragung der Schönheitsreparaturen auf den Mieter bei  
unrenoviert übergebener Wohnung ist unwirksam.  
 
In dem Verfahren VIII ZR 185/14, in dem die Vorinstanzen der auf Schadensersatz  
wegen unterlassener Schönheitsreparaturen gerichteten Klage überwiegend  
stattgegeben hatten, hat der Bundesgerichtshof unter Aufhebung des Urteils des  
Berufungsgerichts abschließend entschieden, dass die Klage wegen unterlassener  
Schönheitsreparaturen (insgesamt) abgewiesen wird. Die formularmäßige  
Abwälzung der Schönheitsreparaturen auf die beklagten Mieter ist unwirksam, denn  
nach den Feststellungen des Berufungsgerichts waren bei Mietbeginn in drei  
Zimmern Streicharbeiten erforderlich, so dass die Mieter bei Nutzungsbeginn eine  
unrenovierte Wohnung übernommen hatten. Der ihnen zu Mietbeginn gewährte  
Nachlass von lediglich einer halben Monatsmiete stellt in diesem Fall keinen  
angemessenen Ausgleich dar.  
 
Im Verfahren VIII ZR 242/13, in dem das Berufungsgericht dem Vermieter den  
begehrten Schadensersatz wegen nicht ausgeführter Schönheitsreparaturen  
zugesprochen hatte, hat der Bundesgerichtshof die Sache unter Aufhebung des  
Berufungsurteils an das Berufungsgericht zurückverwiesen, damit die – vom Mieter  
zu beweisende Frage – geklärt werden kann, ob die Wohnung zu Vertragsbeginn  
unrenoviert übergeben worden und die Abwälzung der Schönheitsreparaturen  
deshalb unwirksam ist. Dabei kommt es (wie in dem Verfahren VIII ZR 185/14 näher  
ausgeführt wird) für die Abgrenzung renoviert/unrenoviert letztlich darauf an, ob etwa  
vorhandene Gebrauchsspuren so unerheblich sind, dass die Mieträume im Zeitpunkt  
der Überlassung den Gesamteindruck einer renovierten Wohnung vermitteln; dies  
hat der Tatrichter unter umfassender Würdigung der Umstände des Einzelfalls zu  
entscheiden.  
 
In dem Verfahren VIII ZR 242/13 hat der Senat zusätzlich entschieden, dass ein –  
von der klagenden Vermieterin hilfsweise geltend gemachter – Anspruch auf  
anteilige Kostentragung nach einer Quotenabgeltungsklausel nicht besteht.  
 
Auch bei der Quotenabgeltungsklausel hatte der Senat ursprünglich eine Bemessung  
des vom Mieter zu tragenden Anteils nach “starren” Fristen für zulässig erachtet  
(Rechtsentscheid vom 6. Juli 1988 aaO) und dies später (Urteil vom 26. September  
2007, aaO Rn.17 f., 29) dahin modifiziert, dass derartige Klauseln (nur dann) der  
Inhaltskontrolle standhielten, wenn sie den vom Mieter zu zahlenden Anteil nach dem  



Verhältnis zwischen der Mietdauer seit Durchführung der letzten  
Schönheitsreparaturen und dem Zeitraum bemessen würden, nach dem bei einer  
hypothetischen Fortsetzung aufgrund des Wohnverhaltens des Mieters  
voraussichtlich Renovierungsbedarf bestünde.  
 
Im Hinweisbeschluss vom 22. Januar 2014 (VIII ZR 352/12, aaO) hatte der Senat  
bereits Bedenken angedeutet, ob eine Berechnung des vom Mieter zu tragenden  
Anteils an den Renovierungskosten anhand einer hypothetischen Fortsetzung seines  
bisherigen Wohnverhaltens der Inhaltskontrolle standhält. Diese Bedenken hat der  
Senat nunmehr für durchgreifend erachtet und unter Aufgabe seiner bisherigen  
Rechtsprechung entschieden, dass eine – zur Unwirksamkeit der Abgeltungsklausel  
nach § 307 Abs. 1 Satz 1, 2 BGB führende – unangemessene Benachteiligung des  
Mieters darin liegt, dass der auf ihn entfallende Kostenanteil nicht verlässlich ermittelt  
werden kann und für ihn bei Abschluss des Mietvertrags nicht klar und verständlich  
ist, welche Belastung gegebenenfalls auf ihn zukommt. Dies gilt unabhängig davon,  
ob die Wohnung dem Mieter zu Beginn des Mietverhältnisses renoviert oder  
unrenoviert überlassen wurde.  
 
Jeder Vermieter muss jetzt seine Mietverträge überprüfen und die dort enthaltenen  
Schönheitsreparaturklauseln neu formulieren. Für laufende Mietverhältnisse sollte  
dringend anwaltlichen Rat eingeholt werden, um eine Schadensbegrenzung  
durchzuführen.  
 
Wir bieten Ihnen hierbei Unterstützung an. Vereinbaren Sie bitte bei RA Baarth einen  
Besprechungstermin. 
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